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reite die Sicherung des Be-
standsschutzes für Güllebehäl-
ter-Altanlagen. „Ursprünglich 
sollten alle Altanlagen auf Le-
ckagen überprüft werden. Wir 
wollen, dass der Bestandsschutz 
für diese Anlagen im Gesetz ver-
ankert wird“, so Rukwied. Im 
Mittelpunkt stehe die Grundfor-
derung, auch künftig bedarfsge-
recht zu düngen. 

Welche Folgen es hat, wenn 
dies nicht mehr gewährleistet 
wird, erläuterte in Malchow Jor-
gen Popp Petersen, Landwirt 
und Vorsitzender des Landwirt-
schaftlichen Hauptvereins 
Nordschleswig. Wegen steigen-
der Nitratbelastung des Grund-
wassers hatte die dänische Re-
gierung Mitte der 1980er Jahre 
die Umweltaufl agen für die 
Landwirtschaft erhöht. „Vor 
zehn Jahren wurde die Stick-
stoff quote um zehn Prozent re-
duziert, die N-Versorgung des 
Getreides liegt 18 Prozent unter 
dem ökonomischen Optimum“, 
informierte Petersen. Die Ge-
treideerträge stagnieren, die 
Qualitäten sind eingebrochen. 
Der Proteingehalt ging in den 

lionenschweren Strafzahlungen. 
Nachteilig wirke sich bei der Er-
arbeitung des Gesetzes aus, dass 
es auf Bundesebene seit Jahren 
keine strategischen Weichen-
stellungen gegeben habe. Back-
haus zeigte sich zuversichtlich, 
dass die hiesigen Landwirte mit 
den erzielten Kompromissen 
klarkommen werden. 

Mecklenburg-Vorpommerns 
Bauernpräsident Rainer Tiet-
böhl glaubt ebenfalls nicht dar-
an, dass die Bauern „den Bach 
runter gehen“ werden. Aller-
dings müsse man sich gegen un-
realistische und unpraktikable 
Aufl agen wehren. „Wir sind alle 
bereit, etwas für die Umwelt zu 
tun und dafür auch zu kooperie-
ren“, unterstrich Tietböhl.  

Auch zur 23. Aufl age des Ag-
rarpolitischen Tages erwies sich 
die Norddeutsche Pfl anzen-
zucht als würdiger Gastgeber. 
Den Appell von Geschäftsführer 
Dietmar Brauer zum Schluss der 
Veranstaltung, wissenbasierte 
Entscheidungen zur Grundlage 
politischen Handelns zu ma-
chen, quittierten die Besucher 
mit viel Beifall. Gerd Rinas 

Gut besucht: Zum 23. Agrarpolitischen Tag war die Veranstaltungshalle 
voll. Unter den Besuchern waren zahlreiche Landwirte. FOTO: GERD RINAS

Bis zu 20 Prozent 
Einsparung möglich 

Demonstrationsbetriebe integrierter Pflanzenschutz 
liefern wichtige Ergebnisse für Praxis / Staatssekretär 

Bleser besuchte Agrar GbR Groß Kiesow

Die Wichtigkeit des vom Bun-
desagrarministerium geför-

derten Modellvorhabens „De-
monstrationsbetriebe integrier-
ter Pfl anzenschutz“ hat dessen 
parlamentarischer Staatssekre-
tär Peter Bleser kürzlich bei ei-
nem Besuch im Demonstrati-
onsbetrieb Agrar GbR Groß Kie-
sow bei Greifswald hervorgeho-
ben. „Wir brauchen die 
Demonstrationsbetriebe für die 
Umsetzung der Forschungser-
gebnisse in die Praxis“, unter-
strich Bleser. 

Ein Forschungsergebnis sei 
erst dann erfolgreich, wenn es in 
der Praxis zu Veränderungen 
und Verbesserungen führe. Laut 
Ministerium zeigen die Ergeb-
nisse aus den ersten drei Unter-
suchungsjahren des seit 2011 
laufenden Projekts, dass durch 
die konsequente Umsetzung des 
integrierten Pfl anzenschutzes 
im Vergleich zu den umliegen-
den Vergleichsbetrieben ein um 
10  bis 20 % verringerter Einsatz 
chemischer Pfl anzenschutzmit-
tel  möglich ist und das Risiko für 

die Umwelt gesenkt werden 
kann. Unabdingbar seien dazu 
Beratung und ein gewisser Auf-
wand in der Bestandeskontrolle. 
Für die Entscheidung, eine 
Pfl anzenschutzmaßnahme 
durchzuführen oder nicht, kön-
ne eine 20-minütige Feldbege-
hung notwendig sein. 

Die Erkenntnisse aus der ers-
ten Phase des Vorhabens mach-
ten deutlich, dass der Pfl anzen-
schutz in Deutschland bereits 
einem sehr hohen Standard ent-
spreche und weitere Optimie-
rungen zusätzliche Anstrengun-
gen erforderten. Unter anderem 
sei die Forschung gefragt, Alter-
nativen zur Anwendung chemi-
scher Pfl anzenschutzmittel zu 
entwickeln und Verfahren zu 
verbessern. Am Modellvorha-
ben „Demonstrationsbetriebe 
integrierter Pfl anzenschutz“ 
sind in zehn Bundesländern 66 
Betriebe beteiligt. Im Acker-, 
Apfel-, Wein-, Feldgemüse- und 
Hopfenanbau werden Praxis-
phasen von bis zu fünf Erntejah-
ren analysiert. AgE

letzten zwanzig Jahren um zwei 
Prozent zurück. Brotweizen 
muss Dänemark nun importie-
ren. Weil zu wenig Stickstoff  im 
Boden ist, wird Soja von 100 000 
Hektar zusätzlich eingeführt. 

Dies sei kein Weg für die hiesi-
ge Landwirtschaft, betonte Ag-
rarminister Dr. Till Backhaus. 
Dennoch gäbe es zur Novellie-
rung der Düngeverordnung kei-
ne Alternative. Auch im Nordos-
ten seien Standorte mit zu hoher 

Nitratbelastung bekannt. Zu-
dem müsse Betrieben, die 120 
bis 150 kg Stickstoff  pro Hektar 
nicht verwerten, Einhalt gebo-
ten werden. „Überschüssiger 
Dünger, den die Pfl anzen nicht 
verwerten, landet in der Ostsee 
und im Grundwasser. Diesen 
Überschuss müssen wir redu-
zieren“, so Backhaus. 

Ohne neue Düngeverordnung 
drohe zudem ein Vertragsverlet-
zungsverfahren der EU mit mil-


